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Eckpunkte für ein bundesweit 
einheitliches Wolfsmanagement in 
Deutschland 
Vorbemerkung 

Die „Eckpunkte für ein bundesweit einheitliches Wolfsmanagement in Deutschland“ zeigen auf, welche 
Schritte zur Umsetzung des BJagdG in den Bundesländern notwendig sind, um Nutztierrisse nicht zu 
erhöhen bzw. zu reduzieren und die EU-rechtlich geforderten Beibehaltung bzw. Erreichung des 
günstigen Erhaltungszustandes nicht zu gefährden. 

Das BJagdG1 benennt als Ziel der Aufnahme des Wolfs ins Jagdrecht die Reduktion der Nutztierrisse. 
Die Sicherung und Wiederherstellung des günstigen Erhaltungszustands nach Art. 2 Abs. 2 FFH-RL 
bleibt dabei auch nach der Herabstufung des Wolfs in Anhang V der FFH-RL und seiner Aufnahme ins 
Jagdrecht zentrale Aufgabe im Wolfsmanagement.  

Diese Aufgabe kann kein Bundesland allein erfüllen. § 22e BJagdG verlangt deshalb die 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern zur „Gewährleistung der Vereinbarkeit der Jagd mit der 
Aufrechterhaltung eines günstigen Erhaltungszustands bei der Tierart Wolf“. 

Auch der von den Regierungsfraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachte und mit der Mehrheit des 
Bundestags am 05.03.2025 zusammen mit dem BJagdG unverändert beschlossene 
Entschließungsantrag2 betont die Notwendigkeit der Zusammenarbeit von Bund und Ländern. um 
einen bundesweit einheitlichen Vollzug des BJagdG zu gewährleisten.  

Das bundesweit erforderliche einheitliche Verwaltungshandeln lässt sich aber nur erreichen, wenn 
Bund und Länder die beiden im BJagdG vorgesehenen Rechtsverordnungen  

• nach § 22b Abs. 2 BJagdG für die Jagdbeschränkungen zur Sicherung und Wiederherstellung 
des günstigen Erhaltungszustands und  

• nach § 22d Abs. 4 BJagdG zu den Anforderungen des Managementplans  
umgehend abstimmen, sodass sie schnellstens erlassen werden können. 

Die dauerhafte Finanzierung des Herdenschutzes halten wir in Übereinstimmung mit der 
Entschließung des Bundestags für ein zentrales Element des Wolfsmanagement. Dies betrifft 
insbesondere den EU-Agrarhaushalt im Rahmen der GAP-Reform 2028, dessen Umsetzung in 
Deutschland an einer besseren Inanspruchnahme der EU- und Bundesmittel durch die Bundesländer 
ausgerichtet werden muss. Herdenschutz wirkt präventiv und ist erfolgreich, stößt aber weiterhin auf 
Akzeptanzprobleme. Dringlich sind beim Herdenschutz deshalb Verbesserungen, wie sie der BUND in 

 

1 BT-Drs. 21/3546, 21/4090 und 21/4371 - 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486  
2 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0101-0200/0117-26.html?nn=4353186
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seinem „Herdenschutzappell“ am 30.06.2025 gefordert hat3. Nur so sind die 
Herdenschutzmaßnahmen bundesweit evaluierbar und nur so können Fortschritte im Herdenschutz 
auf einer gesicherten wissenschaftlichen Grundlage erzielt werden.  

Die auch von uns gewünschte Koexistenz von Wölfen und Weidetieren kann nur gelingen, wenn das 
Zusammenspiel zwischen dem Herdenschutz und der Entnahme von Wölfen nach den Bestimmungen 
des Jagdrechts gut aufeinander abgestimmt und als lernendes System verstanden wird. Das erfordert, 
dass dessen „Leitlinien entsprechend den Erfahrungen und dem Erkenntnisfortschritt bei der 
Umsetzung ... angepasst werden müssen“, wie es im Entschließungsantrag des Bundestages heißt.  

Folgen der konkurrierenden Gesetzgebung 

Das Jagdrecht gehört seit der Föderalismusreform im Jahr 2006 zur konkurrierenden Gesetzgebung. 
Seither gilt das jeweils neuere Bundes- oder Landesgesetz. Der Grundsatz „Bundesrecht bricht 
Landesrecht“ gilt nur noch für den „abweichungsfesten Kern“ des Jagdrechts. Zu diesem gehört das 
Recht der Jagdscheine. Normen des Tierschutzrechts und der Artenschutz, soweit er durch 
gemeinschaftliche Rechtsakte und internationale Abkommen bestimmt ist, sind ebenfalls für Bund 
und Länder bindend und können nicht durch jagdrechtliche Bestimmungen abgeschwächt bzw. 
unterlaufen werden.4 

Problematisch ist die Umsetzung des BJagdG für die Bundesländer dort, wo es mit dem Unionsrechts 
nicht vereinbar ist. Die Länder sind hier zur rechtskonformen Umsetzung des Unionsrecht durch 
abweichende, rechtskonforme Regelungen im Landesjagdgesetz aufgefordert.  

Grenzen der Wolfsbejagung 

Der aktuelle Bestand (Wolfsjahr 2024/2025) wurde von Deutschland bei der Meldung nach Artikel 14 
FFH-RL im Jahr 2025 mit 259 Paaren angegeben5. Ein günstiger Erhaltungszustand ist gegeben, wenn 
die „favourable reference population (FRP)"6, also der Mindestbestand zur Erreichung des günstigen 
Erhaltungszustands, erreicht bzw. überschritten wird. Der „günstige Erhaltungszustand“ wurde von der 
Bundesregierung im Jahr 2025 für die atlantische und die kontinentale biogeographische Region 
jeweils mit „günstig“ bewertet. Für die alpine Region wurde der Bestand als unbekannt angegeben. 
Daraus folgert ein ungünstiger Erhaltungszustand für die alpine Region.  

Für die atlantische Region wurde ein Bestand von 58 und ein FRP von 44 Paaren und für die 
kontinentale Region ein Bestand von 201 und ein FRP von 187 Paaren gemeldet. Die Differenz 
zwischen dem Bestand und dem FRP betrug für die atlantische und die kontinentale Region jeweils 
nur 14 Paare. Angesichts der geringen Unterschiede zwischen dem realen Bestand und dem zu 

 

3 APPELL FÜR EINE OFFENSIVE ZUM SCHUTZ DER WEIDETIERE - Forderungen des BUND zur 
Verbesserung des Herdenschutzes - forderungen-appell-herdenschutz-massnahmen-weidetiere-
wolf-bund-2025.pdf    
4 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages (2008): Gesetzgebungskompetenzen im 
Jagdrecht. 
https://www.bundestag.de/resource/blob/422744/c42bb5af5291c56cd2495c2c09eb57e9/wd-3-
385-08-pdf-data.pdf  
5 Die Zahlen zur Berichterstattung Deutschlands nach Artikel 17 im Jahr 2025 sind auf der 
Webseite des BfN einsehbar: https://www.bfn.de/ffh-bericht-2025. Der letzte Aufruf erfolgte am 
29.04.2026.  
Der BUND bewertet die deutsche Meldung als politisch gesteuert. Sie entspricht damit nicht der 
Entscheidung des EuGH, wonach die Berichterstattung nach Artikel 17 FFH-RL auf den aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen muss. Andererseits ist Deutschland nun an die eigene 
Berichterstattung rechtlich gebunden, sodass sie hier zu Grunde gelegt wird. 
6 Bewertung, Monitoring und Berichterstattung des Erhaltungszustands – Vorbereitung des 
Berichts nach Art. 17 der FFH-Richtlinie für den Zeitraum von 2001 – 2007 (DocHab-04-03/03-
rev.3) -  Deutsche Übersetzung durch BMUKN MITTEILUNG AN DEN HABITAT-AUSSCHUSS vom 
15.03.2005, letzter Aufruf 10.05.2026: 
https://www.natura2000.sachsen.de/download/Uebersetzung_BMU_HabDoc_040303_rev3.pdf  

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/tiere_und_pflanzen/forderungen-appell-herdenschutz-massnahmen-weidetiere-wolf-bund-2025.pdf%22
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/tiere_und_pflanzen/forderungen-appell-herdenschutz-massnahmen-weidetiere-wolf-bund-2025.pdf%22
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0101-0200/0117-26.html?nn=4353186
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0101-0200/0117-26.html?nn=4353186
https://www.bfn.de/ffh-bericht-2025
https://www.natura2000.sachsen.de/download/Uebersetzung_BMU_HabDoc_040303_rev3.pdf
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erhaltenden Mindestbestand muss eine Bejagung zur Verringerung von Nutztierrissen zielgenau 
erfolgen. Damit besteht für die z.T. geforderte generelle Absenkung des Wolfsbestands kein 
Spielraum. 

Da Wölfe regelmäßig Verkehrsopfer werden und an verschiedenen Krankheiten sterben, ist die 
mögliche Entnahmegröße sogar kleiner als 28 Reproduktionseinheiten. Hier ist von Bedeutung, dass 
der EuGH (Urteil vom 29.07.2024, C-436/22) bei der Kalkulation von Abschusskontingenten die 
Einhaltung des Vorsorgegrundsatzes verlangt.  

Deshalb macht der geringe Unterschied zwischen dem Mindestbestand zur Erhaltung des günstigen 
Erhaltungszustands und dem aktuellen Bestand des Wolfs eine Umsetzung des BJagdG erforderlich, 
bei der die Informationen des Monitorings sowie über legal und illegal erlegte sowie sonstige tot 
aufgefundene Wölfe zeitnah die zuständigen Behörden erreichen müssen.  

Der geringe Unterschied zwischen dem Mindestbestand zur Erhaltung des günstigen 
Erhaltungszustands und dem aktuellen Bestand des Wolfs sollte bei der Anwendung des BJagdG zur 
Konzentration auf die erleichterte Entnahme von Wölfen, die den Herdenschutz überwunden haben 
(„Problemwölfe“), führen. Für anlasslose Abschüsse im Rahmen einer Jagdzeit besteht weder ein 
sachlicher Grund, noch gibt es bis heute einen Wolfsbestand, der eine bundesweite Bestandsreduktion 
über die Entnahme von „Problemwölfen“ hinaus erlaubt.  

Bei der Entnahme von „Problemwölfen“ sollte unbedingt der von den Naturschutzverbänden und vom 
Deutschen Jagdverband7 geforderte Abschuss am gerissenen Nutztier in die Praxis eingeführt 
werden. Voraussetzung hierfür ist, dass gerissene Nutztiere bis zu 72 Stunden auf der Weide 
verbleiben können, sodass der schadenstiftende Wolf bei der Nachnutzung seines (Nutztier-) Risses 
mit großer Wahrscheinlichkeit erlegt werden kann.  

Zuständige Behörde nach BJagdG  

Zuständige Behörde nach § 22b Abs. 1 (Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands), § 22d 
Abs. 1 (Anzeige von toten Wölfen), Abs. 2 (Aufstellung der Managementpläne), Abs. 3 
(Abschussgenehmigung „Problemwolf“) und Abs. 4 (Anordnungen zum Abschuss) für das 
Wolfsmanagement und die Bejagung des Wolfs sollte immer die oberste Jagdbehörde sein. Sie sollte 
sich in fachlichen Fragen und insbesondere beim Monitoring und beim Herdenschutz von den im 
jeweiligen Bundesland vorhandenen fachbehördlichen Zuständigkeiten beraten lassen und mit diesen 
engstens zusammenarbeiten.  

Die Zuständigkeit für die Anordnung „ein Einzeltier, einzelne Individuen eines Rudels oder ein gesamtes 
Wolfsrudel“ abzuschießen sollten bei der obersten Jagdbehörde angesiedelt werden. Denn 
Abschussanordnungen erfordern einen aktuellen Kenntnisstand zum Erhaltungszustand des Wolfs in 
der jeweiligen gesamten biogeographischen Region, den nur die oberste Jagdbehörde durch den 
ständigen Austausch mit den obersten Jagdbehörden der Bundesländer, die ebenfalls ganz oder 
teilweise in der biogeographischen Region liegen, erlangen kann.  

Im Einzelnen: 

Umsetzung von § 22b BJagdG - Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands 

1. Die bisher für das Monitoring zuständigen Verwaltungseinheiten sollten die Aufgabe 
weiterhin durchführen. 

Begründung 

 

7 Stellungnahme des DJV zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat am 23.2.2026 - Änderung des Bundesjagdgesetzes (BT-Drs. 21/3546): 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/Landwirtschaft/a10_anhoerungen/1145558-1145558  

https://www.bundestag.de/ausschuesse/Landwirtschaft/a10_anhoerungen/1145558-1145558
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Das Monitoring ist nach Art. 11 und Art. 14 FFH-RL eine Rechtspflicht und die Ergebnisse des 
Monitorings haben lenkende Wirkung für die Anwendung des BJagdG. Änderungen in der 
Verwaltungszuständigkeit bedeuten immer eine zeitweilige oder gar dauerhafte Schwächung der 
Aufgabenerfüllung und sollten deshalb vermieden werden. Gerade bei der Einführung der Bejagung 
des Wolfs muss das Monitoring aber gestärkt werden.  

2. Rechtliche Absicherung des Monitorings durch Landesrecht 

Begründung 

Derzeit fehlt es trotz der Vorgaben in Art. 11 und 14 FFH-RL an einer konkreten rechtlichen Verankerung 
des Monitorings für den Wolf im deutschen Recht. Der „allgemeine Grundsatz“ zur Beobachtung von 
Natur und Landschaft in § 6 BNatSchG enthält keinen Bezug zum Erhaltungszustand und ist im 
Hinblick auf die damit verbundenen Kosten unzureichend. Wichtig ist auch die gesetzliche 
Bestimmung der für das Monitoring zuständigen Behörde. 

3. Vereinbarung verbindlicher zeitlicher und inhaltlicher Vorgaben zum Monitoring 

Begründung 

Mit der Anwendung des Jagdrechts muss der Erhaltungszustand nicht nur alle sechs Jahre zur 
Erfüllung der Berichtspflicht nach Art. 17 der FFH-RL, sondern fortlaufend überwacht werden, denn der 
EuGH fordert bei der Anwendung von Artikel 14 FFH-RL die Berücksichtigung aktueller Daten zum 
Erhaltungszustand. In der Praxis bedeutet dies, dass jährlich spätestens zum Beginn der Jagdzeit am 
01.07. eines Jahres der Umfang zulässiger Entnahmen in den nächsten 12 Monaten bekannt sein 
muss. Für die beteiligten Behörden bedarf es zeitlicher und inhaltlicher Vorgaben, wer welche 
Informationen in welcher Form bereitstellen und wann welche Entscheidungen getroffen sein müssen.  

Umsetzung von § 22c BJagdG - Zusätzliche Verbote in Bezug auf die Tierart Wolf 

1. Kirrungsverbot für Wölfe8 

Begründung 

Jegliche Fütterung von Wölfen ist abzulehnen, weil sie das Risiko der Habituierung beinhaltet, durch 
die Wölfe ihr Verhalten gegenüber Menschen ändern können. Fälle, in denen Wölfe in den letzten 
Jahren Menschen attackiert haben, gingen u. W. immer auf Fütterung zurück. Die rechtliche 
Abgrenzung zwischen „Kirrung“ und „Fütterung“ ist für die drohende Verhaltensänderung unerheblich. 
Aus der Sicht des Wolfs und im Hinblick auf potenzielle problematische Verhaltensänderung ist 
deshalb jede Futterpräsentation durch Menschen abzulehnen. Wölfe lesen keine juristische 
Jagdliteratur!  

Das Belassen des Risses auf der Weide für 72 Stunden zum Zweck des gezielten Abschusses des 
schadenstiftenden Wolfes ist von Satz 2 (Maßnahmen der zuständigen Behörde) umfasst. Dafür ist 
die generelle Erlaubnis einer Kirrung für Wölfe nicht notwendig. 

Umsetzung von § 22d Abs. 1 BJagdG - Anzeigepflichten 

§ 22d Abs. 1 BJagdG muss hinsichtlich der zeitlichen Vorgabe zur Meldung eines toten Wolfs und der 
zuständigen Behörde konkretisiert werden.  Zuständige Behörde für den Empfang der Meldung sollte 
die obersten Jagdbehörden eines Bundeslandes sein. 

 

8 Im Austausch zwischen Bundesrat wurde nur von Kirrung und Fütterung gesprochen, sodass das 
Vokabular hier übernommen wird. In der Praxis wird oft zwicehn Kirrung und Luder unterschieden, 
wobei die Kirrung sich auf dieVerwendung pflanzlicher Produkte, das Anludern auf die 
Verwendung tirischer Produkte bezieht  
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Begründung: 

Die Meldung eines toten Wolfs sollte innerhalb von maximal 24 Stunden die oberste Jagdbehörde 
erreichen. Die Gesetzesformulierung „unverzüglich“ lässt keinen längeren Zeitraum zu. Die oberste 
Jagdbehörde muss wg. § 22b BJagdG fortlaufend einen Überblick über erlegte und tot aufgefundene 
Wölfe haben.  

Begründung zur Zuständigkeit: s. o.  

Umsetzung von § 22d Abs. 2 BJagdG - Wolfsmanagementplanung 

1. Wolfsmanagementplanung durch die obersten Jagdbehörden als Fortschreibung der 
bisherigen Wolfsmanagementpläne der Länder 

Die Managementplanung sollte durch die oberste Jagdbehörde erfolgen und die bisherigen 
Wolfsmanagementpläne der Bundesländer fortschreiben. Der Managementplan muss alle Aspekte 
des Wolfsmanagement umfassen und deutlich mehr leisten als ein Abschussplan. Er sollte bei jedem 
Erhaltungszustand ausgearbeitet werden, nicht nur im Fall des § 22d Abs. 2 BJagdG. 

Begründung: 

Die Bundesländer haben bereits seit vielen Jahren Wolfsmanagementpläne. Diese behandeln alle 
Aspekte des Wildtiermanagements9. Staatliches Wolfsmanagement besteht aus  

a) Monitoring und Forschung,  
b) Öffentlichkeitsarbeit,  
c) Herdenschutzberatung, Schadensprävention und Schadensausgleich sowie  
d) Vollzug des Jagd- und Artenschutzrechts. 

Bei der Fortschreibung müssen das Jagdrecht und zugleich die Mechanismen zur Erhaltung bzw.  
Wiederherstellung des günstigen Erhaltungszustands, d. h. insbesondere die Inhalte von Artikel 14 
FFH-RL implementiert werden. Die Anforderungen nach Artikel 14 FFH-RL bilden dabei den zu 
bearbeitenden Aufgabenkatalog der obersten Jagdbehörden ab. Allein dieser Aufgabenkatalog macht 
bereits die Zuständigkeit der obersten Jagdbehörde eines Bundeslandes erforderlich. Auch die in § 
22d Abs. 2 BJagdG vorgegebenen Abstimmungen mit der Bundeswehr und der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BIMA) kann sinnvoll nur durch eine oberste Landesbehörde erfolgen. Auch in 
der Gesetzesbegründung des BJagdG heißt es:  

„Bei der hochmobilen und sich dynamisch entwickelnden Wildart Wolf wird für den Zweck dieser 
Näherungsschätzung im Übrigen davon ausgegangen, dass (a) der Planungsraum in der Regel jeweils 
das gesamte Land umfasst .... “ BT-Drs 21/3546, S. 2910 

In einem Wolfsmanagementplan, der eine Jagdzeit enthält, müssen aus dem Katalog der inhaltlichen 
Punkte in Artikel 14 Abs. 2 FFH-RL mindestens folgende Punkte behandelt werden:  

 dass zeitlich oder örtlich begrenzte Verbot der Entnahme von Exemplaren aus der Natur und 
der Nutzung bestimmter Populationen; 
 die Regelung der Entnahmeperioden und/oder -formen; 

 

9 vgl. Wolfsmanagementplan Thüringen , 2025: „Die Disziplin Wildtiermanagement entwickelte der 
US-Amerikaner Aldo S. Leopold (LEOPOLD 1933) vor mehr als 80 Jahren. In Deutschland wurde der 
Begriff erst ein halbes Jahrhundert später geläufig. Mitunter wird der Begriff Wildtiermanagement in 
der öffentlichen Diskussion als Synonym für Bejagung oder Bestandsregulierung missverstanden und 
synonym für ein sogenanntes Bestandsmanagement verwendet.“ 
https://umwelt.thueringen.de/themen/natur-artenschutz/kompetenzzentrum/wolf  
10 siehe: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-
1150486  

https://umwelt.thueringen.de/themen/natur-artenschutz/kompetenzzentrum/wolf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486
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 die Einhaltung von dem Erhaltungsbedarf derartiger Populationen Rechnung tragenden 
waidmännischen Regeln bei der Entnahme von Exemplaren; 
 die Einführung eines Systems von Genehmigungen für die Entnahme oder von Quoten; 
 die Beurteilung der Auswirkungen der ergriffenen Maßnahmen. 

Nicht nur der Umfang der Entnahme in der Jagdzeit, auch der Umgang mit „Problemwölfen“ muss 
Gegenstand des Managementplans sein. Dies wird durch die BT-Drs. 21/4371, S. 1011 unterstützt, in 
der es heißt:  

„Der revierübergreifende Managementplan legt daher Regelungen in Bezug auf ein 
Bestandsmanagement fest, die – um den günstigen Erhaltungszustand der Tierart sicher–zustellen – 
auch Beschränkungen der Jagd beinhalten können, sowie zum Zweck der Gefahrenabwehr auch 
Regelungen zum Umgang mit „Problemwölfen“ enthalten.“  

2. Jagdzeit landesrechtlich ausschließen 

Die Bundesländer sollten die Jagdzeit auf den Wolf landesrechtlich ausschließen.  

Begründung 

Die Jagdzeit auf den Wolf ist zur Reduktion der Nutztierrisse nach dem Stand von Wissenschaft und 
Forschung ein untaugliches Mittel12. Wir befürchten außerdem, dass bei der Festsetzung einer 
Jagdzeit die Bereitschaft zum Herdenschutz abnimmt und in der Folge die Zahl der Nutztierrisse 
steigt.  

Zudem hat das OVG Niedersachsen bereits in seinem Beschluss vom 12.04.2024 (4 ME 73/2413) 
geschrieben: „Nach § 22 Abs. 4 Satz 1 BJagdG dürfen in den Setz- und Brutzeiten bis zum 
Selbstständigwerden der Jungtiere die für die Aufzucht notwendigen Elterntiere, auch die von Wild ohne 
Schonzeit, nicht bejagt werden.“ Ab wann die Elterntiere nicht mehr für die Aufzucht der Wolfswelpen 
notwendig sind, lässt sich aus der Literatur nicht eindeutig ablesen. In seinem Beschluss vom 
12.04.2024 (Az.: 4 ME 73/24) hat das OVG Niedersachsen gefordert, dass der der Beginn der  
„wildtierartenspezifisch nach wildbiologischen Erkenntnissen und jahreszeitlichen Besonderheiten“ 
festgelegt wird. Für die Bestimmung des Zeitraums, in dem die Anwesenheit der Elterntiere für die 
Aufzucht erforderlich ist, kann nichts anderes gelten. Hier ist zu bedenken, dass Jungwölfe oft erst im 
2. Lebensjahr selbstständig werden.  

3. Jährliche Aktualisierung des Managementplans hinsichtlich der jagdlichen Entnahmen von 
Wölfen 

Die Wolfsmanagementpläne der Länder müssen jährlich hinsichtlich der jagdlichen Entnahmen von 
Wölfen aktualisiert werden.  

Begründung 

Die jährliche Aktualisierung hinsichtlich der Jagd auf den Wolf ergibt sich aus der Rechtsprechung des 
EuGH14 und aus dem geringen Unterschied zwischen der Referenzpopulation in den 

 

11 siehe: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-
1150486  
12 ausführliche Begründung in BUND-Standpunkt 20: 
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/tiere_und_pflanzen/saeugetiere/
woelfe-weidetiere-herdenschutz-jagd-bund-standpunkt.pdf  
13 letzter Aufruf am 10.05.2026; https://voris.wolterskluwer-
online.de/browse/document/1bd8b482-32b0-43b2-b7f0-1629bcf25060  
14 EuGH-Urteil vom 12.06.2025; C-629/23, Rd-Nr. 42: “Schließlich ist die Bewertung des 
Erhaltungszustands einer Art und der Angemessenheit der Annahme von Maßnahmen auf der 
Grundlage von Artikel 14 der Habitatrichtlinie unter Berücksichtigung der jüngsten 
wissenschaftlichen Daten, die durch die in Artikel 11 der genannten Richtlinie vorgesehene 

https://umwelt.thueringen.de/themen/natur-artenschutz/kompetenzzentrum/wolf
https://umwelt.thueringen.de/themen/natur-artenschutz/kompetenzzentrum/wolf
https://www.bundestag.de/ausschuesse/Landwirtschaft/a10_anhoerungen/1145558-1145558
https://www.bundestag.de/ausschuesse/Landwirtschaft/a10_anhoerungen/1145558-1145558
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biogeographischen Regionen und dem tatsächlichen Bestand (s. o.). Der EuGH hat die 
Berücksichtigung der jeweils aktuellsten Daten bei der Bejagung gefordert. Die aktuellsten Daten 
ergeben sich aus dem Ergebnis der jährlichen Bestandserfassungen (Monitoring) im Vergleich zum 
jährlichen Wolfsbestand. Die Bundesregierung muss hierfür die aktuellen Daten für die 
biogeographischen Regionen rechtzeitig bereitstellen.  

Die in der Begründung des BJagdG enthaltene Annahme, dass die Länder ihren Managementplan auf 
ein Fachkonzept stützen können, dass „für einen längeren Zeitraum von mehreren Jahren gilt, bevor es 
überprüft und fortgeschrieben werden muss“ (BT-Drs. 21/3546), ist mit der Sach- und Rechtslage 
hingegen nicht vereinbar.  

4. Bestimmung von Weidegebieten sowie von Gebieten, in denen keine Wölfe geschossen 
werden dürfen 

Die Bestimmung von Weidegebieten sollte entfallen. Die Entscheidung sollte im Managementplan 
begründet werden.  

Begründung 

s. u. 

5. Jagd in Nationalparken, FFH-Gebieten, Naturschutzgebieten und potenziellen FFH-Gebieten 
für den Wolf 

Der Wolfsmanagementplan muss die Einschränkungen der Bejagung in den ausgewiesenen 
Nationalparken, Naturschutzgebieten, FFH-Gebieten und potenziellen FFH-Gebieten für den Wolf 
darstellen. 

Begründung  

In Nationalparken und Naturschutzgebieten richtet sich die 
Bejagung des Wolfs nach den Bestimmungen der jeweiligen 
Schutzverordnungen. Sie haben rechtlichen Vorrang vor den 
bundes- oder landesweiten Bestimmungen des Jagdrechts.  

In Deutschland sind 50 FFH-Gebiete speziell für den Wolf 
ausgewiesen. In diesen richtet sich die Bejagung nicht nach den 
Bestimmungen des BJagdG, sondern nach den Bestimmungen 
des Habitatschutzrechts (Artikel 6 FFH-RL).  

Insbesondere in den westlichen Bundesländern, in die der Wolf 
erst nach der Meldung der FFH-Gebiete einwanderte, gibt es 
keine FFH-Gebiete für den Wolf. Hier bestehen aber „potenzielle 
FFH-Gebiete“ für den Wolf zumindest dort, wo Wölfe in FFH-
Gebieten territorial vorkommen oder sogar reproduzieren. Da 
die meisten FFH-Gebiete kleiner sind als ein Wolfsterritorium, 
muss der Managementplan auch Aussagen über den 
Habitatschutz der territorialen Wölfe innerhalb und außerhalb 
der potenziellen FFH-Gebiete für den Wolf treffen. Darüber 

 

Überwachung gewonnen wurden (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 29. Juli 2024, ASCEL, C‐436/22, 
EU:C:2024:656, Randnr. 65). In diesem Zusammenhang muss der betreffende Mitgliedstaat nach 
dem in Artikel 191 Absatz 2 AEUV verankerten Vorsorgeprinzip, wenn nach Prüfung der besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Daten die Ungewissheit besteht, dass die Nutzung einer Art von 
gemeinschaftlichem Interesse mit der Erhaltung dieser Art in einem günstigen Erhaltungszustand 
vereinbar ist, von der Genehmigung einer solchen Verwertung absehen (Urteil vom 29. Juli 2024, 
ASCEL, C‐436/22).“ - 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A62023CJ0629  

Quelle: https://natura2000.eea.europa.eu/ 
Letzter Aufruf am 17.03.2026 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:62023CJ0629
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hinaus muss das Meldedefizit an FFH-Gebieten für den Wolf durch Nachmeldungen von Gebieten 
aufgelöst werden. 

 

Umsetzung von § 22d Abs. 3 BJagdG - Wolfsjagd auf „Problemwölfe“ bei ungünstigem 
Erhaltungszustand 

1. EU-rechtskonforme Umsetzung 

§ 22d Abs. 3 BJagdG verstößt gegen Artikel 16 FFH-RL. Durch Landesrecht sollte eine rechtskonforme 
Umsetzung des EU-Rechts erfolgen. Hierzu bietet sich die wörtliche Übernahme von Artikel 16 FFH-
RL an.  

Begründung 

Auch für Arten, die in Anhang V gelistet sind, richtet sich die Entnahme bei ungünstigem 
Erhaltungszustand nach Artikel 16 FFH-RL. Ein einfacher Textvergleich mit der FFH-RL zeigt die 
rechtsfehlerhafte Umsetzung im BJagdG. Es fehlt im BJagdG u. a. die Alternativenprüfung. Die 
Bundesländer sollten diesen Fehler durch Landesrecht korrigieren.  

2. Verbleib gerissener Weidetiere statt 20 km-Radius 

Vom Wolf durch Überwindung des Herdenschutzes gerissene Nutztiere sollten bis zu 72 Stunden auf 
der Weide verbleiben. Der Radius für den Abschuss sollte von 20 km auf ca. 1 km um den Riss 
verkleinert werden.  

Begründung 

Die Forderung, Nutztiere, die nach Überwindung des Herdenschutzes gerissen wurden, auf der Weide 
zu belassen wird von den großen Naturschutzverbänden und dem Deutschen Jagdverband erhoben15. 
Bleiben vom Wolf durch Überwindung des Herdenschutzes gerissene Nutztiere auf der Weide, können 
Wölfe bei der Nachnutzung des Kadavers zeitnah und damit effektiv geschossen werden. Die 
Wahrscheinlichkeit, das schadstiftende Individuum zu erschießen, steigt deutlich. 

Der Forderung sollen nach Auskunft des Vorsitzenden des Agrarausschusses des Bundestags 
Hermann Färber (MdB-CDU) im Gespräch am 25.02.2026 mit BUND, NABU und WWF auch keine 
anderen Gesetze oder Verordnungen entgegenstehen16. Herr Färber bezog sich dabei auf eine 
Auskunft des BMLEH. 

Der Radius von 20 km um einen Nutztierriss ist als Zone zur Bejagung des schadenstiftenden Wolfs 
viel zu groß. Er entspricht einer Fläche von 1.256,4 km2 bzw. 125.664 Hektar. Die Wahrscheinlichkeit, 
den schadenstiftenden Wolf in dieser riesigen Fläche zu erlegen, ist gering. Viel wahrscheinlicher ist, 
dass ein anderer, Wolf, der kein Nutztier gerissen hat, erschossen wird. Damit können Rudelstrukturen 
zerstört werden, die vor Ort Übergriffe auf geschützte Nutztiere verhindern.  

Der Radius von 20 km um einen Nutztierriss löst auch einen viel zu großen bürokratischen Aufwand 
aus. Unterstellt man Jagdreviergrößen von 200 ha, ergeben sich bereits über 600 Jagdreviere. In den 

 

15 DJV- Stellungnahme vom 16.02.2026 zur Anhörung im Agrarausschuss des Bundestages am 
23.02.2026: „Um schadensstiftende Wölfe nach einem Weidetierriss zeitnah zu erlegen, ist es 
sinnvoll, den Kadaver zunächst liegen zu lassen, da Raubtiere häufig zur erlegten Beute zurückkehren. 
Die Chancen, den schadensstiftenden Wolf zu erlegen, können dadurch steigen. Erfahrungen aus der 
Schweiz bestätigen, dass ein Ansitz mit geringstmöglichem Zeitverzug am gerissenen Tier, mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Erlegung des schadensverursachenden Wolfs führt. So könnten Problemwöl̈fe 
effektiv erlegt werden“ 
 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486  
16 vgl. DJV Stellungnahme vom 16.02.2026  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw10-de-bundesjagdgesetz-1150486
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Revieren gibt es in der Regel mehrere Jagdausübungsberechtigte, die alle zeitnah sowohl von der 
Jagderlaubnis auf den Wolf wie auch vom Jagd-Ende bei Abschuss eines Wolfs zu unterrichten sind. 
Die riesige Fläche wird in vielen Flächen auch die Grenzen der unteren Jagdbehörde, in der der Riss 
stattfand, überschreiten, teils auch Ländergrenzen. Der bürokratische Aufwand zur Umsetzung von § 
22d Abs. 3 BJagdG steigt mit der Größe des Radius, in dem die Jagd zugelassen wird. 

3. Kein Abschuss ohne förmliche Genehmigung 

Begründung 

Die im BJagdG angelegte Abschusserlaubnis ohne Genehmigung und allein auf der Grundlage der 
Beurteilung eines Sachverständigen lehnen wir ab, weil sie absehbar zu rechtswidrigen 
Abschussmöglichkeiten führt. So wird die in der Gesetzesbegründung enthaltene und bei 
„ungünstigem Erhaltungszustand“ durch die FFH-RL gebotene Beurteilung, ob ein „ernster Schaden“ 
vorliegt, oder die Berücksichtigung des Elterntierschutzes nach § 22 Abs. 4 BJagdG nur bei förmlicher 
Genehmigung gelingen. 

4. Bestellung von Sachverständigen17 

Die Anforderungen und das Verfahren zur Bestellung der behördlichen Sachverständigen sollten 
bundesweit einheitlich geregelt werden. Sinnvoll ist nur die Bestellung von 
Verwaltungsmitarbeiter*innen als behördliche Sachverständige.  

Begründung 

Da die behördlich bestellten Sachverständigen mit der Abschusserlaubnis indirekt auch die 
Berechtigung des Schadensausgleich erklären, entscheiden sie de facto gleich in zwei 
Verwaltungsvorgängen. Damit wird die Möglichkeit des Ehrenamts überschritten. 

Die Beurteilung des Nutztierrisses durch behördlich bestellte Sachverständige setzt erhebliche 
Sachkompetenz voraus, die nur durch Schulungen erworben werden kann. Im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vom 12.01.2026 (BT-Drs. 21/3546) wird unterstellt, dass es die behördlich bestellten 
Sachverständigen bereits in allen Bundesländern gibt18. Dies ist aber nicht so. Vielmehr ist die 
Beurteilung der Nutztierrisse in den verschiedenen Bundesländern unterschiedlich geregelt. Die 
amtlichen und ehrenamtlichen Wolfsbeauftragten sind oft nur für die Sachverhaltsermittlung 
zuständig, während die eigentliche Beurteilung, ob der Riss tatsächlich durch einen Wolf erfolgte, 
gerade nicht vor Ort durch die Wolfsbeauftragten erfolgt. Die neue Kompetenzzuschreibung durch das 
BJagdG präjudiziert auch die Entschädigungszahlung, die bisher als klar behördliche 
Entscheidungsvorgang angelegt ist. Um Friktionen zu vermeiden, dürften also erhebliche Schulungen 
und Nachschulungen erforderlich sein.  

5. Zumutbarer Herdenschutz 

 

17 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 12.01.2026 (BT-Drs. 21/3546, S. 36): „Satz 2 regelt das 
Verfahren für die Fälle des Satzes 1 Nummer 1. Dies ist aus Gründen der Rechtssicherheit für̈ die 
Zulässigkeit der Bejagung sowie eines zeitnahen Schutzes der Weidetiere erforderlich. Die 
Feststellung, dass ein Wolfsriss vorliegt, der trotz geeigneter Herdenschutzmaßnahmen eingetreten 
ist, trifft ein von der zuständigen Behörde oder dem Land bestellter Sachverständiger für Wolfsrisse. 
Die Feststellung erfolgt auf der Basis objektiv belegbarer Fakten. Sie hat amtlichen Charakter, denn 
sie löst die Rechtsfolge aus, dass in der betreffenden Region ein oder mehrere Wölfe bejagt und 
erlegt werden dürfen. 
18 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 12.01.2026 (BT-Drs. 21/3546, S. 29): „Ein zusätzlicher 
Erfüllungsaufwand für die Länder und auch für die Sachverständigen fällt nicht an, da diese 
Sachverständigen bereits jetzt schon bestellt sind, um das tatsächliche Vorliegen von 
Wolfsübergriffen zu festzustellen.“ 
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Bundesweit einheitliche Mindestanforderungen an den zumutbaren Herdenschutz schaffen 
Rechtssicherheit. 

Begründung 

Über die Definition des „zumutbaren Herdenschutzes“ wird schon länger eine Diskussion geführt. 
Bisher legt jedes Bundesland eigenständig die Zumutbarkeit fest. Da die Überwindung des 
zumutbaren Herdenschutzes nun im BJagdG die Voraussetzung für den Abschuss von 
schadenstiftenden Wölfen ist, entsteht der Bedarf einer bundesweiten Vereinheitlichung. 

Umsetzung von § 22d Abs. 4 BJagdG - Anordnungsrecht der zuständigen Behörde  

1. Anordnung des Abschusses 

Werden Abschüsse behördlich angeordnet, sollen von der Behörde bestimmte Dritte mit deren Vollzug 
beauftragt werden. 

Begründung  

Werden Abschüsse behördlich angeordnet, sollte der Staat auch die Verantwortung für die Umsetzung 
der Anordnung übernehmen und hierfür geeignete Personen beauftragen. Damit soll die bereits im 
Gesetzestext enthaltene Möglichkeit, dass Inhaber*innen des Jagdrechts die Abschussanordnung 
nicht vollziehen wollen oder nicht schnell genug umsetzen können, bereits im Vorfeld begegnet 
werden. Die Bemühungen zur Entnahme müssen nämlich möglichst schnell in der auf den Riss 
folgenden Nacht bereits beginnen.  Dazu passt keine zunächst gesetzte Frist für die 
Jagdausübungsberechtigten und das Warten auf das Verstreichen dieser Frist.  

2. (Keine) Festlegung von Weidegebieten 

Die Bestimmung von Weidegebieten sollte entfallen. Die Entscheidung sollte im Managementplan 
begründet werden.  

Begründung 

Die Bestimmung von Weidegebieten dürfe im Ergebnis eher die Zahl der Nutztierrisse erhöhen, weil 
die damit verbundene Fiktion wolfsfreier Zonen Nutztierhalter*innen eine Sicherheit vor Wolfsangriffen 
suggeriert, die nicht erreicht werden, kann. Die Bundesländer sollten deshalb auf die Bestimmung von 
Weidegebieten verzichten,  

Der BUND lehnt die Bestimmung von Weidegebieten ab, weil dort alle Wölfe, die das Gebiet 
durchwandern oder sich dort ansiedeln wollen, abgeschossen werden müssen. Diese ständigen 
Entnahmen sind in der Höhe nicht vorhersehbar und mit der Sicherung und Wiederherstellung des 
günstigen Erhaltungszustands nicht vereinbar.  

Soweit Bundesländer sich zur Bestimmung von Weidegebieten entscheiden, sollten sie sicherstellen, 
dass Nutztierhalter*innen in diesen Gebieten weiterhin die volle Förderung der 
Herdenschutzmaßnahmen zustehen. Engagement der Nutztierhalter*innen im Herdenschutz sollte 
immer gefördert und nicht behindert werden.  

Der Agrarausschuss des Bundestages hat in seiner Begründung zum Änderungsvorschlag zu § 22d 
Abs. 2 BJagdG ausdrücklich formuliert, dass Weidegebiete, aber auch Gebiete, in denen keine 
Wolfsbejagung zugelassen wird, festgelegt werden sollen. Es heißt dort  

„Weiterhin können Weidegebiete, die aufgrund der Geländebedingungen nicht schützbar oder zumutbar 
wolfsabweisend zäunbar sind (vgl. § 22d Absatz 4 Nummer 3 Buchstabe b BJagdG), als bejagdbar 
bestimmt werden wie auch Gebiete geschaffen werden, in denen keine Wölfe geschossen werden dürfen. 
Diese Regelungen gelten als Allgemeinverfügung gegenüber jagdausübungsberechtigten Personen 
unmittelbar.“ (BT-Drs. 21/4371, S. 10) 
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Weidegebiete, in denen alle Wölfe geschossen werden dürfen, wären danach Vorranggebiete für 
Weidetiere. Gebiete, in denen kein Abschuss erlaubt wird, wären Vorranggebiete für Wölfe. Allerdings 
kennt das BJagdG keine Ermächtigung für die förmliche Ausweisung von Gebieten, in denen der Wolf 
nicht geschossen werden darf. Ein pauschales Abschussverbot dürfte im Regelfall auch nicht 
sachgerecht sein.  

Wenn überhaupt, sollte die Bestimmung von Weidegebieten auf, die in der Begründung zum BJagdG 
genannten Seedeiche begrenzt werden. Sie kann in den Alpen schon aus rechtlichen Gründen erst 
erfolgen, wenn in der alpinen biogeographischen Region der günstige Erhaltungszustand erreicht ist. 
Im Binnenland gibt es keine großflächigen Gebiete, bei denen der Herdenschutz nicht möglich ist. Die 
Machbarkeit des Herdenschutzes in Steillagen wurde in Studien und in der Praxis vor allem in den 
Alpen mehrfach aufgezeigt19. 

Die Festlegung von Weidegebieten an Seedeichen sollte Teil des Managementplans sein und in jedem 
Fall als Verwaltungsakt erfolgen. Soweit Weidegebiete als Allgemeinverfügung außerhalb des 
Managementplans festgelegt werden sollen, müssen die fachlichen Kriterien für ihre Abgrenzung und 
die Folgen für die Sicherstellung oder Wiederherstellung des günstigen Erhaltungszustands nach 
Artikel 2 Abs. 2 FFH-RL im Managementplan enthalten sein. 

Da für die alpine biogeographischen Region im Herbst 2025 kein günstiger Erhaltungszustand 
gemeldet wurde, ist dort die Bestimmung von Weidegebieten nicht möglich. Das BJagdG hat die Sach- 
und Rechtslage ignoriert.  

Werden Weidegebiete bestimmt, muss zugleich entschieden werden, ob die im Gutachten WESSELY 
(2025)20 aufgezeigte Beschränkung der Beweidung aus Tierschutzgründen bei Anwesenheit eine 
Wolfs, der in ausgewiesenen Weidegebieten Weidetiere reißt, auch nach dem deutschen 
Tierschutzgesetz (TierSchG) bestehen kann und welche Konsequenzen auf die betroffenen 
Nutztierhalter*innen zukommen können.  

 

Kontakt:  

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)  
Friends of the Earth Germany  
Kaiserin-Augusta-Allee 5  
10553 Berlin  

Caroline Lamps 
Referentin Naturschutzpolitik, Teamleitung Lebensräume 
caroline.lamps@bund.net 

www.bund.net 

 

19 BfN-Schriften 692 - Herdenschutz am Steilhang in der Praxis - 
https://www.bfn.de/aktuelles/erfahrungen-zum-herdenschutz-am-steilhang   
20 Wessely, W. (2025): Rechtsgutachten zu Fragen der Schutzpflicht von Tierhaltern und Behörden 
bei Bedrohungen von Tierhaltungen durch Raubtiere - https://www.tierschutz-austria.at/gutachten-
wolf-TschG-PDF  
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